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  Die Vereinssatzung des Gartenvereins  
„ Heimattreue“ Niederplanitz e.V.

wurde in der Mitgliederversammlung am 20.05.1990 beschlossen.

  

Die Vereinssatzung  wird mit dieser Auflage aktualisiert durch Einarbeitung folgender Beschlüsse:
                    1.  Ergänzung zur Vereinssatzung                              am  20.05.1990

       – Gartenverkauf                                                             
                    2.  Festlegungen zur Mitgliederversammlung            am 09.05.1993   
                                       – Arbeitseinsätze / Wasseruhren
                    3.  Beschluss der Mitgliederversammlung                  am 07.05.1994 
                                        -  Beiträge/ Gebühren     
                    4.  Beschluss zur  Jahreshauptversammlung             am  22.03.1997

                                       - Beitragszahlungen / Gebühren
                    5.  Beschluss zur Mitgliederversammlung                  am 18.03.2000                                                  

                                       - Beitragserhöhung / Mahngebühren
                    6.  Beschluss zur Mitgliederversammlung                  am 07.03.2009
                                      - Beiträge und Mittel des Vereins

                                      - Zahlungstermin
                    7.  Beschluss  zur  Vorstandssitzung                           am 08.01.2010 
                    8.  Beschluss  zur  Vorstandssitzung                           am 08.01.2017

                    9.  Beschluss  zur  Mitgliederversammlung                 am 18.03.2017

                                     - Satzungsänderung nach Mustersatzung für Vereine
                  10.  Beschluss zur Vorstandssitzung                             am 09.02.2018
                                     -  Änderung § 5                      
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 § 1
Der Gartenverein "Heimattreue" Niederplanitz e.V. mit Sitz in Zwickau, Leibnizstraße 2, eingetragen beim Amtsgericht Zwickau unter der

Nummer 148 des Vereinsregister verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige  Zwecke im Sinne Abschnitts "steuerbegünstigte Zwecke" 

der Abgabenordnung.

Zweck des Vereins ist Landschaftspflege und Umweltschutz.

Der Satzungszweck wird verwirklicht insbesondere durch selbstlose Förderung des Kleingartenwesens, die Bereitstellung von Parzellen an Mitglieder, fachliche Beratung und Nutzung der Anlage für die Öffentlichkeit.

§ 2
Der Verein ist selbstlos tätig; er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke.

§ 3
Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsmäßigen  Zwecke verwendet werden.

Die Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereins.

§ 4
Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind, oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden
§5
Bei Auflösung oder Aufhebung des Vereins oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zwecke fällt das Vermögen des Vereins an den

Stadtverband der Kleingärtner Zwickau Stadt e.V. der es unmittelbar und ausschließlich für gemeinnützige  Zwecke zu verwenden hat. 

Der Verein kann durch Beschluss der Mitgliederversammlung mit einer Stimmenmehrheit  von 75 % aufgelöst werden.
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 §  6
 Mitgliedschaft

 1. Mitgliedschaft
Jeder Bürger hat das Recht, beim Vorstand der Gartenanlage durch einen schriftlichen Antrag die Aufnahme als Mitglied des Vereins zu stellen.

Die Antragsteller haben sich zu den in der Satzung festgelegten Vereinszielen zu         bekennen. Über die Aufnahme entscheidet der Vorstand mit zwei Drittel Stimmenmehrheit und übermittelt  die Entscheidung dem Antragsteller.

Mitglieder können auch Personen werden, deren Ziel nicht der Erwerb eines Gartens ist, sondern die Ziele des Vereins fördern und unterstützen.

Wurde ein Bewerber vom Vorstand abgelehnt, hat er innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe                                                                                                                der Ablehnung das Recht, die nächste Mitgliederversammlung anzurufen: diese entscheidet endgültig über die Mitgliedschaft.

Ein Aufnahmeanspruch besteht nicht.

Der Vorstand kann die Ehrenmitgliedschaft für Bürger verleihen, die sich für besondere Verdienste um die Belange des Vereins auszeichneten.

2. Beendigung der Mitgliedschaft
 

Die Mitgliedschaft endet:

-  durch den Tod 
mit dem Todestag bzw. durch die Liquidation der juristischen 


Person

-  durch Austritt
   
Er muss dem Vorstand schriftlich angezeigt werden.

   -  durch Ausschluss

Der Ausschluss ist zulässig, wenn das Mitglied in grober Weise gegen die I
nteressen des Vereins verstößt oder sonst ein wichtiger Grund gegeben ist.


Der Ausschluss ist zulässig, wenn das Mitglied auf zweimalige Mahnung hin 
den  Jahresbeitrag  nicht entrichtet hat ( Streichung).


Über den Ausschluss entscheidet der Vorstand. 
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Vor der Beschlussfassung ist dem betreffendem Mitglied Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben.

Das ausgeschlossene Mitglied hat das Recht, innerhalb eines Monats nach  Bekanntgabe  des Ausschlusses                                                                                                               (unzustellbare Postsendungen gelten als bekannt gegeben, wenn der Beschluss an die zuletzt benannte Adresse versandt worden ist) die Mitgliederversammlung aufzurufen. Diese entscheidet  endgültig über die Mitgliedschaft.

         Bis zur Entscheidung der Mitgliederversammlung ruhen die Mitgliedsrechte.

Zur Deckung etwaiger Beitragsrückstände oder sonstiger Verpflichtungen  des     Mitgliedes kann  der Verein Gartengegenstände ( Gartengeräte, Pflanzenbestände, Baulichkeiten usw. ) die Eigentum  des Mitgliedes sind, zurückhalten und auf dem gesetzlich vorgeschriebenen Grundlagen für seine  Forderungen verwerten.

Das ausgeschiedene oder ausgeschlossene Mitglied hat keinerlei Ansprüche auf das Vereinsvermögen.
§ 7      
 Kündigung
Bei der Aufgabe eines Kleingartens ist auf der Grundlage des Bundeskleingartengesetzes folgendes zu beachten:

 
1.  Kündigung des gepachteten Kleingartens und der Mitgliedschaft muss dem          Verpächter ( Verein ) vorher schriftlich zugegangen sein. In der Kündigung ist zu vermerken, ob eine Wertabschätzung durch den Verein vorgenommen  werden soll oder ob sich der abgebende Pächter und der zu übernehmende Pächter per Kaufvertrag ( Muster kann beim Vorstand empfangen  werden ! ) einigen. Es wird empfohlen, eine Wertschätzung aus rechtlichen Gründen vornehmen zu lassen.                                                                                                                                                                                                                                            

   2. Der neue Pächter ist dem Verein zu benennen, wegen Terminabsprache und    Abschluss eines Unterpachtvertrages.  Sämtliche Unterlagen sind dem neuen Pächter zu übergeben (Abrechnungskarte, Elektroenergie, Wasser, Kleingartenordnung, Schlüssel )

   3. Der alte Pächter hat den Kleingarten in einem ordentlichen Zustand zu erhalten,  bis er  einen Käufer gefunden hat. 
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Bei einer Kündigung des Pachtverhältnisses,  laufen alle anfallenden Kosten bis zur Neuvergabe der Parzelle weiter.  

4. Wird zwischen dem Kleingärtner und dem Verein das bestehende Nutzungsverhältnis beendet, ist ausschließlich der Kleingärtner, welcher Eigentümer der Baulichkeiten und Anpflanzungen ist, verpflichtet, einen Käufer für diese Baulichkeiten und Anpflanzungen zu finden.
Findet er keinen Käufer, bleibt er weiterhin Eigentümer der Baulichkeiten und Anpflanzungen, es sei denn, dass er zugunsten des Vereins auf seine Eigentumsrechte verzichtet und der Verein diesen Verzicht annimmt. Eine Pflicht zur Annahme durch den Verein besteht nicht. Verzichtet er zugunsten des Vereins auf seine Eigentumsrechte oder nimmt der Verein diesen Verzicht nicht an und findet dennoch der Kleingärtner keinen Käufer, ist der Kleingärtner verpflichtet, alle notwendigen Maßnahmen, die zum Zwecke der Erhaltung des zur Veräußerung stehenden Kleingartens notwendig sind, dem Verein zu erstatten. Dies geschieht in Aufrechnung gegen den geschätzten Wert des Kleingartens, das heißt, der darin befindlichen Baulichkeiten und Anpflanzungen.

 

Der Verein ist nicht verpflichtet, mit einem vom Veräußerer gefunden Kauflustigen einen Nutzungsvertrag abzuschließen.
§ 8
Rechte und Pflichten der Mitglieder
1. Die Mitglieder haben das Recht:
  - Über die Belange des Vereins in den Mitgliederversammlungen ihre Meinung zu äußern  und zu den Vorschlägen des Vorstandes Stellung zu nehmen,

 - gemeinschaftliche Einrichtungen zu nutzen,

 - der Beschwerde beim Vorstand,                                                              

 - Auskünfte über Belange, die die Vereinsarbeit betreffen, beim Vorstand zu erhalten

 - Rechenschaft vom Vorstand über die Verwendung der  finanziellen und materiellen Mittel  in der Mitgliederversammlung zu fordern

 - Die Mitglieder können in der Mitgliederversammlung  den Antrag stellen, den gesamten                                                                  Vorstand oder einige seiner Mitglieder bei Verstößen gegen die Satzung und  Gartenordnung durch Misstrauensantrag abzulösen  dazu ist ein Stimmenanteil von 50 % erforderlich.
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2. Die Mitglieder haben die Pflicht:
 -  Ihre Teilnahme an der Mitgliederversammlung zu  sichern,

  - die von der Mitgliederversammlung zu beschließende  Kleingartenordnung einzuhalten,

  - Beschlüsse der Mitgliederversammlung einzuhalten,

  - regelmäßig, termingerecht ihren finanziellen  Verpflichtungen gegenüber dem Verein 

    nachzukommen,

  - personelle Veränderungen und Wohnsitzwechsel dem  Vorstand schriftlich oder  mündlich   
§9     

 Beiträge und Mittel des Gartenvereins
1. Es ist jährlich ein Mitgliedsbeitrag zu entrichten . 

   Hinzu kommen Umlagen und freiwillige Spenden.

   Über die jeweilige Höhe des Beitrages entscheidet  der Vorstand, es sei denn, die    Mitgliederversammlung   beschließt mit einer ¾ Mehrheit einen anderen Beitrag.

 Die Höhe der Umlage kann jährlich bis zur Höhe des doppelten  ( Quadratmeter)   Pachtpreises betragen. 

 2. Beiträge und Umlagen sind Bringschuld.

 Sie sind für das Jahr des Erwerbs bis einschließlich des   Jahres bei Beendigung der                          Mitgliedschaft voll zu entrichten

       Die Beiträge und Umlagen sind bis
 
                  31. Januar
 des laufenden Geschäftsjahres fällig

 Änderungen sind durch den Vorstand möglich. 

Ehrenmitglieder sind von der Beitragspflicht befreit.
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    3. Mittel der Körperschaft dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden.    Die Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln der Körperschaft. Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck der Körperschaft fremd sind, oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden.

   4. Die Überprüfung der Geschäftsführung erfolgt durch die  Revisionskommission und die Mitgliederversammlung

   § 10    

 Organe des Gartenvereins „Heimattreue“ 
   Niederplanitz e.V. sind:  
  - Die Mitgliederversammlung

  - der Vorstand

  - der geschäftsführende Vorstand Vertretung im Rechtsverkehr

1. Vorsitzenden,

2. Vorsitzenden

Schatzmeister
Die Mitgliederversammlung
Das oberste Organ bildet die Mitgliederversammlung. Sie wird bei Bedarf, mindestens jedoch einmal zu Beginn des Kalenderjahres vom 1. Vorsitzenden schriftlich unter Bekanntgabe der Tagesordnung einberufen.

Die Einladung erfolgt mindestens drei Wochen vor dem Versammlungstag. Sie wird in den Schaukästen des Gartenvereins ausgehängt.

Die Mitgliederversammlung ist außerdem einzuberufen, wenn sie 10 % der Mitglieder schriftlich unter Darlegung der Gründe beantragen. In diesem Fall muss die Mitgliederversammlung spätestens innerhalb von 2 Monaten einberufen werden.

Anträge, die vor der Mitgliederversammlung behandelt werden sollen, müssen spätestens sieben Tage vor einer Mitgliederversammlung eingereicht werden. Ist diese Frist nicht gewährt, so kann ein Antrag behandelt werden, wenn er vom Vorstand zugelassen wird.
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Der Mitgliederversammlung obliegt:
 - Die Wahl des Vorstandes,

- die Entlastung des Vorstandes.

 

Der Vorstand kann abberufen werden, wenn sich mindestens  50 % der erschienenen Mitglieder dafür aussprechen und wenn zugleich ein neuer Vorstand mit einfacher Mehrheit gewählt wird.

Jede ordnungsgemäß einberufene Mitgliederversammlung ist beschlussfähig.

Es wird durch Handzeichen abgestimmt, es sei denn die Mitgliederversammlung beschließt eine geheime Abstimmung.

Über jede Mitgliederversammlung ist eine Niederschrift anzufertigen. Sie ist vom Versammlungsleiter und dem Schriftführer zu unterzeichnen. Jedes Vereinsmitglied ist berechtigt, die Niederschrift einzusehen.

 
Der geschäftsführende Vorstand:  mit dem1. Vorsitzender; 2. Vorsitzender und dem Schatzmeister vertritt gemeinsam den Verein im Rechtsverkehr ( gerichtlich und außergerichtlich ) im Sinne des § 26 Abs. 2 BGB.

 

 

Der geschäftsführende Vorstand wird ergänzt , durch  einen Schriftführer, den Vorsitzenden des  Bauausschusses, den Verantwortlichen für Gartenvergabe und Gartenwarte.

Bei Ausscheiden eines Mitgliedes des Vorstandes durch unabwendbare Ereignisse, kann während der Wahlperiode die Kooption  eines Gartenmitgliedes in den Vorstand erfolgen.

Der Vorstand wird in der Regel alle zwei Jahre neu gewählt.

Er bleibt bis zur Neuwahl im Amt.

Der Vorstand ist berechtigt, zur Aufrecherhaltung von Ordnung, Sicherheit und Sauberkeit gegenüber den Mitgliedern Auflagen zu erteilen.
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§11
 Satzungsänderungen
 

 1. Satzungsänderungen können nur durch die Mitgliederversammlung behandelt werden,     wenn die alte Fassung der angestrebten neuen Fassung in der Tagesordnung gegenübergestellt und eine Begründung gegeben wird. In der Einladung ist auf die Satzungsänderung hinzuweisen.

 

  2. Satzungsänderungen können nur mit einer Mehrheit von  75 % der erschienenen Mitglieder beschlossen werden. Satzungsänderungen aufgrund behördlicher Maßgaben können vom Vorstand beschlossen werden.

 

 3. Jede Satzungsänderung ist dem zuständigen Finanzamt durch Übersendung der geänderten Satzung anzuzeigen.

 

Die Satzung wurde am 20.05.1990 durch die Mitgliederversammlung beschlossen und zuletzt am 09.02.2018  geändert.

  

gez. Schnabel Vorsitzender

KGV „Heimattreue“ e.V.                                            

 

